
Wortbeitrag Fritz Beinersdorf DIE LINKE zum Antrag von SPD, B90/Grüne und FDP (15/7296) 

Corona Soforthilfe HFB 07.05.2020 

Es gilt das gesprochene Wort 

 

Anrede 

Wir begrüßen es, dass SPD, Grüne und FDP erkannt haben, dass Kinder und Jugendliche aus 

„wirtschaftlich schwachen Familien“ so wie alle anderen Kinder auch in die Lage versetzt 

werden müssen, am digitalen Unterricht teilzunehmen – und das möglichst umgehend. Wir 

stimmen weiterhin überein, dass ein Zuschuss von 150 Euro pro Kind - wie vom Kabinett 

letzte Woche beschlossen, eindeutig zu wenig ist. Um Kindern weitgehend gleiche 

Bildungschancen auch in der Pandemiekrise zu eröffnen, ist es unumgänglich ihnen durch die 

Bereitstellung adäquater Hardware den Zugang zum digitalen Lernen zu ermöglichen. 

Soweit teilen wir die Auffassung der Antragsteller! 

Was wir aber strikt ablehnen ist die Bereitstellung der Endgeräte als „Leihgabe“. 

Begründung: 

- Kinder müssen sich mit dem digitalen Medium identifizieren können; sie 

müssen es als ihr Eigentum annehmen, damit der Umgang selbstverständlich wird. 

Das Endgerät nach einer bestimmten Zeit wieder abgeben zu müssen, stigmatisiert 

Kinder zusätzlich. 

- Was passiert nach der Rückgabe mit den Endgeräten, werden sie weiter 

benutzt, wieder ausgeliehen oder irgendwo gelagert? Sicherlich sind auf den 

Rechnern Software und persönliche Daten gespeichert. Hier stellt sich die Frage nach 

dem Datenschutz. 

- Auch wenn der Schulbetrieb eingeschränkt wieder stattfindet, wird es für 

etliche Zeit noch beim Homeschooling bleiben. Digitales Lernen wird also weiter von 

Bedeutung sein – auch  über die Corona-Krise hinaus. Schule wird zunehmend durch 

digitales Lernen geprägt sein. Dies bedeutet aber auch, dass allen Kindern während 

der gesamten Schulzeit die Nutzung digitaler Medien ermöglicht werden muss. Auch 

Kinder aus einkommensschwachen Familien haben das Recht auf bestmögliche 

moderne Lernbedingungen – während ihrer gesamten Schulzeit und nicht nur in der 

Coronakrise. 

- Fragwürdig erscheint uns auch die vorgeschlagene Finanzierung: 

Die 150 Euro sind für die Unterstützung finanzschwacher Haushalte gedacht, sie sind 

keine „Leihgabe“. Ob sie zur Finanzierung von Leihgeräten benutzt werden können 

erscheint zumindest als rechtlich fragwürdig. 

Wir schlagen stattdessen vor: 

Die genauen Kosten für die Ausstattung aller bedürftigen Kinder mit Endgeräten 

werden ermittelt. 



Kosten, die über die 150 Euro hinausgehen, werden im Rahmen des Bildungs- und 

Teilhabepakets übernommen. Die Auszahlung erfolgt über den jeweiligen SGB II-, SGB 

XII-, AsylbLG- und BKGG- Träger. 

Falls dies nicht möglich sein sollte, könnte die Finanzierung auch im Rahmen des SGB 

II als Härtefallmehrbedarf erfolgen (siehe „Schulbuchurteil“ vom 8. 5.2019). 

Wenn das denn ein Prüfauftrag sein soll, schlage ich vor,  zu diesem Antrag die 

Antwort der Verwaltung auf die Anfrage der CDU und die Antwort der Verwaltung auf 

unsere Anfrage zum Thema  als Material für die weitere Prüfung hinzu zu fügen, 

damit wir eine tragfähige Lösung für diese Angelegenheit finden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


